Wie die Politik den Banken das Paradies erschafft
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Kommentar In der Finanzkrise haben die Staaten geschworen, sich nicht mehr erpressbar zu machen. Doch vom guten Vorsatz ist nichts geblieben. von Stefan Kaiser 
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Angela Merkel war zufrieden. "Das ist ein wirklicher Schritt nach vorn, damit Staaten nicht mehr erpressbar sind", kommentierte die Kanzlerin stolz die Ergebnisse des G20-Gipfels in Pittsburgh. Die führenden Industriestaaten und Schwellenländer hatten sich in ihrer Abschlusserklärung darauf geeinigt, die "Ära der Verantwortungslosigkeit zu beenden" und die Banken "haftbar zu machen für die Risiken, die sie eingehen". Damals, im September 2009, saß der Schock noch tief, den ein Jahr zuvor das Platzen der Subprime-Blase verursacht hatte. Nie wieder, hieß es, sollten die Staaten für die Risiken der Banken einspringen müssen.

· Mehr zum Thema 

· Beteiligung des Finanzsektors Keine Einigung auf Bankenabgabe 

· Globale Finanzmarktreform Viel versprochen - wenig gehalten 

· Treffen in Washington G20 streiten um Bankenabgabe 

· Kapitalregeln für Banken Barnier mahnt Amerikaner zur Eile 

Die guten Vorsätze hielten nicht einmal acht Monate. Das Anfang vergangener Woche zusammengeschnürte 750-Mrd.-Euro-Paket ist nur vordergründig eine Hilfe für die Euro-Staaten. Im Kern ist es die zweite gigantische Bankenrettung innerhalb von zwei Jahren. Wäre es nur um Griechenland gegangen, wäre eine Insolvenz wohl die beste Lösung gewesen. Doch die Folgen für das Finanzsystem waren unabsehbar. Allein deutsche Banken haben in Griechenland mehr als 30 Mrd. Euro im Feuer. Deshalb mussten Europas Regierungen eingreifen. Damit haben sie aber auch gezeigt, dass sie immer noch erpressbar sind. Und sie machen derzeit nicht den Eindruck, als wollten sie daran etwas ändern. Im Gegenteil.

Die Finanzlobby diktiert die Agenda
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Zum Ergebnis Alle Umfragen 
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Alle Umfragen 

Was in Europa und weltweit bisher in Sachen Bankenregulierung umgesetzt wurde, fällt unter die Kategorie "Peanuts". Die großen Probleme sind nach wie vor ungelöst und haben sich teilweise sogar noch verschlimmert. So agieren die Banken heute mit einer Rundum-sorglos-Garantie der Staaten, die nach jeder Rettung selbstverständlicher zu werden scheint. Ob Hypothekenkredite oder Staatsanleihen - es gibt kaum ein Risiko, das die Staaten den Instituten nicht abnehmen würden. Zugleich bleibt es den Banken erlaubt, hochriskante Geschäfte mit großen Renditehebeln einzugehen. Das Geld dafür bekommen sie billig und massenhaft von den Zentralbanken. Maximale Gewinnchance bei minimalem Risiko: ein Paradies für Banker. Und ein Albtraum für jeden Steuerzahler. 

Politiker nutzen diese Zustände gern dazu, die Banker zu gierigen Spekulanten zu stilisieren. Dabei bewegen diese sich in einem staatlich gesetzten System, das so aber offensichtlich nicht funktioniert. Es ist nicht die Aufgabe der Banken, dies zu ändern, sondern die der Politik. Doch statt notwendige Reformen durchzusetzen, lassen sich Politiker in Europa und den USA bei den entscheidenden Themen immer wieder von den Lobbyisten der Finanzindustrie einseifen. 

Beispiel Eigenkapitalregeln: Wenn Banken künftig ihre Risiken endlich wieder selbst tragen sollen, dann müssen sie dringend deutlich höhere Kapitalpolster vorhalten als bisher. Nur so können sie im Ernstfall für ihre Verluste aufkommen. Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht hat dazu vernünftige Reformvorschläge gemacht, die in Europa eigentlich Anfang 2011 in Kraft treten sollten. Doch weil die Interessenvertreter der Banken in Brüssel Sturm liefen, wollen EU-Parlament und -Kommission entsprechende Beschlüsse erst einmal verschieben. Man werde warten, bis die USA mitziehen, heißt es. Doch das kann lange dauern. Denn die Amerikaner wollen von Eigenkapitalreformen bisher am liebsten gar nichts wissen. 

Ein zweiter wichtiger Baustein einer neuen Finanzarchitektur müsste die Beschränkung der Bankengröße und die Abspaltung riskanter Geschäfte sein. Doch auch hier gibt es bisher keine Beschlüsse, sondern nur Vorschläge. Der prominenteste kommt von Paul Volcker . Der Berater des US-Präsidenten will den Großbanken vorschreiben, ihren riskanten Eigenhandel vom normalen Bankgeschäft zu trennen. Diese sogenannte Volcker-Regel ist Teil einer großen Finanzmarktreform, die derzeit im US-Kongress debattiert wird. Doch ob und in welchem Zustand die Regel die Beratungen überleben wird, ist ungewiss: Die Bankenlobbyisten der Wall Street bekämpfen die Pläne nach Kräften - und haben bereits viele Republikaner auf ihrer Seite. Noch weniger Chancen als die Volcker-Regel haben Vorschläge von US-Senatoren, die etwa eine Abtrennung des Derivategeschäfts oder eine generelle Größenbegrenzung für Banken vorsehen.

Letzte Chance G20-Gipfel

In Europa stehen solche Themen nicht einmal zur Debatte. Statt von vornherein zu verhindern, dass die Banken nicht immer wieder vom Staat aufgefangen werden müssen, kümmert man sich hier lieber um die Frage, wie der Staat das Geld für ihre Rettung zusammenbekommt. Dabei wird stillschweigend vorausgesetzt, dass die nächste Hilfsaktion sowieso ansteht. So sinnvoll Vorschläge wie eine Bankenabgabe oder eine Finanzmarktsteuer sein mögen: Sie taugen kaum dazu, künftige Krisen zu verhindern. 

Ende Juni treffen sich die G20-Staaten erneut zu einem Gipfel, diesmal in Toronto. Wenn sie ihre guten Vorsätze von Pittsburgh mit der Realität abgleichen, werden sie feststellen, dass sie versagt haben. Toronto ist vielleicht die letzte Chance umzusteuern. Für eine dritte Bankenrettung wird das Geld nämlich nicht mehr reichen.
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